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Stadtvertretung 27.04.2010

 
 
Landesentwicklungsplan 2010-2025  
Resolution der Stadtvertretung zum Landtagsbeschluss vom 17. März 2010 
 
Beschlussvorschlag 
Die Stadtvertretung Norderstedt beschließt den vom Städteverband Schleswig-Holstein 
entwickelten Resolutionsentwurf gemäß Anlage 1 zum Landtagsbeschluss der beiden 
Koalitionsfraktion zur weitreichenden Liberalisierung der Landesplanung.  
 
Sachverhalt 
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen hat der Schleswig-Holsteinische Landtag in seiner 
Sitzung am 17. März 2010 den Beschlussantrag 17/400 (siehe Anlage 2) zum 
Landesentwicklungsplan (LEP 2010-2025) mehrheitlich beschlossen. Darin wird die 
Landesregierung aufgefordert, den bisherigen Entwurf zum LEP maßgeblich zu ändern und 
weitgehend zu liberalisieren. Jahrzehnte lang gültige Prinzipien und Grundsätze der 
Landesplanung, die u.a. die Funktion der zentralen Orte im Lande als auch das 
Binnenverhältnis der Entwicklung von Städten und dem ländlichen Raum betreffen, werden 
dadurch in Frage gestellt oder gravierend verändert. Der bisherige ausgewogene und den 
demographischen Wandel berücksichtigende, zwischenzeitlich überarbeitete LEP- Entwurf 
wird damit zur Makulatur. Ähnliches gilt für den diesbezüglichen Beschluss des 
Norderstedter Ausschusses vom 17.7.2008 (B 08/0253 siehe Anlage 3) im Rahmen des 
bisherigen Beteiligungsverfahrens.  
 
Bereits im Vorfeld zum Landtagsbeschluss vom 17.3.2010 hatte der Städteverband sich 
sowohl an die Öffentlichkeit als auch an alle Landtagsabgeordneten gewandt, um auf die 
gravierenden Folgen für die zentralen Orte hinzuweisen (siehe Anlage 4). 
 
Sowohl die bisherige Vorgehensweise als auch der dadurch ausgelöste Paradigmenwechsel 
in Angelegenheiten der Landes- und Regionalplanung als auch die geplanten z.T. 
gravierenden Verschiebungen für das zukünftige Stadt-Umland-Verhältnis sind von einer 
derartigen Tragweite auch für die Belange der Stadt Norderstedt, das die Verwaltung der 
Stadtvertretung obigen Resolutionsentwurf des Städteverbandes zur Beschlussfassung 
empfiehlt. 
 
Weitere Sachverhalte und Begründungen ergeben sich aus den Anlagen. 
Anlagen: 
 

1 Resolutionsentwurf Städteverband Schleswig-Holstein 
2 Landtag Drucksache 17/400 
3 Beschluss B 08/0253 des ASUV vom 17.7.2008 
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4 Auszug KurzNACHRICHTEN Städteverband Nr. 2/2010 


